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Frankfurter Ru8nbdschau 9.12.2016 

Goethe-Universität Frankfurt 
Umstrittener Rassismus-Workshop
In einer Uni-Veranstaltung will ein Mitglied der Jungen Alternative Aufrufe zur 
Gewalt gegen Polizisten vernommen haben. Die Goethe-Universität Frankfurt 
und der Kursleiter bestreiten das. 

Jonas Batteigers Blick geht schräg an der Kamera vorbei. Mit klarer aber leicht 
zittriger Stimme beginnt der Studentder Erziehungswissenschaften seinen Vortrag: 
„So, ich dachte mir, ich mache mal eine kurze Zusammenfassung von diesem 
Workshop, weil das ist echt der Knaller.“ Es geht um einen Rassismus-Workshop 
an der Goethe-Universität, erfährt der Zuschauer. Zwölf Minuten lang referiert 
Batteiger über das, was er in der Veranstaltung erlebt hat. Und das hat es in sich: 
Beginnend mit einer seiner Meinung nach unzulässigen Ausweitung des 
Rassismusbegriffs durch den Topos „kultureller Rassismus“, über die Aufforderung 
die Polizei bei Personenkontrollen von Menschen dunkler Hautfarbe zu behindern. 
„Man müsste polizeiliche Kontrollen sprengen“, paraphrasiert er den Workshop- 
Leiter. Selbiger hätte schließlich auch noch Beschimpfungen gegen Polizisten von 
sich gegeben: „Fuck Cops“ und „Scheiß Polizei“. Die ganze Veranstaltung diene 
nur dazu „um ein linksgrünes ideologisiertes Meinungsspektrum in einer 
perversenForm zu verbreiten“. 

Batteigers Ausführungen erinnern nicht von ungefähr an das Vokabular des 
Rechtspopulismus. Der Student gehört als Beisitzer dem Landesvorstand der 
Jungen Alternative in Hessen an – der Jugendorganisation der Alternative für 
Deutschland (AfD). Entstanden ist Batteigers Video bereits vor einem Monat doch 
erst seit Donnerstag ist es bei Youtube abrufbar. Am selben Tag veröffentlich auch 
die Frankfurter Ortsgruppe der Jungen Alternative eine Pressemitteilung mit dem 
Titel „Hochschul-Workshop ermuntert Studenten zu Gewalt gegen Polizeibeamte“. 
Der Ortsgruppen-Vorsitzende Dominic Class spricht darin von einem 
„ungeheuerlichen Vorfall: „Hier werden staatlich finanzierte Veranstaltungen von 
offenkundig radikalen ‚Experten‘ genutzt, um Bürger zu rechtswidrigen Handlungen 
aufzufordern.“ Die Veranstaltung, um die es geht, liegt allerdings schon einen 
Monat zurück. Am 10. November lädt das Gleichstellungsbüro zu einem Workshop 
mit dem Titel „Rassistisch? Ich doch nicht“ ein. Ein Angebot im Rahmen des 
Programms „Starker Staat im Studium“, das verschiedene Fortbildungsangebot zu 
Diversitäts-Themen umfasst: Inklusion beispielsweise oder wie eben am 10. 
November Rassismus. Einer der Kursleiter an diesem Tag ist Tahir Della von der 
Initiative Schwarze Menschen in Deutschland. Und der bestreitet die Vorwürfe der 
Jungen Alternative vehement: „Das ist großer Unsinn.“ Weder habe er Polizisten 
beschimpft, noch dazu aufgerufen Polizeikontrollen gewaltsam zu verhindern. Auch 
die ihm in den Mund gelegte Aussage, dass dunkelhäutige Menschen grundsätzlich 
nicht kontrolliert werden dürften, habe er nicht getätigt. Richtig sei, dass er und sein 
Co-Kursleiter sich klar gegen Kontrollen allein aufgrund der Hautfarbe 
ausgesprochen hätten – das sogenannte „Racial Profiling“. Außenstehende, die 



solche Situationen beobachteten, sollten verbal ihren Unmut kundtun. „Es ist 
wichtig und richtig kundzutun, wenn man mit etwas nicht einverstanden ist.“ 

Auch der Goethe-Universität sind die von der Jungen Alternative monierten 
Aussagen Dellas nicht bekannt. Eine Referentin des Gleichstellungsbüros, die an 
dem Workshop teilnahm, habe nichts dergleichen berichtet, erklärte Anja Wolde, 
Gleichstellungsbeauftragte der Uni auf Anfrage der FR. Dennoch habe man 
entschieden künftig nicht mehr mit dem Anbieter Glokal e.V., der den Workshop 
organisiert hatte, zusammenzuarbeiten. 

„Das hat allerdings nichts mit den Vorwürfen der Jungen Alternative zu tun“, betont 
Wolde. Vielmehr habe man sich einerseits daran gestört, dass im Seminar zu 
zivilem Ungehorsam aufgerufen wurde. Außerdem seien weitere inhaltliche 
Vorstellungen des Gleichstellungsbüros nicht an die Kursleiter kommuniziert 
worden. Dies habe man Herrn Della auch unmittelbar nach dem Workshop 
mitgeteilt. Della selbst hingegen sagte der FR, dass er erst durch Nachfragen von 
Journalisten erfahren habe, dass die Universität nicht mehr mit ihm 
zusammenarbeiten werde. 

Della prüft derweil rechtliche Schritte gegen die Junge Alternative Frankfurt. Dort 
zeigt man sich unbeeindruckt. Man prüfe selbst, ob man rechtlich gegen Dellas 
Aussagen vorgehen können, erklärte Dominik Class. Jonas Batteiger bleibt derweil 
bei seiner Darstellung: „Ich stand direkt neben Herrn Della, der extrem aufgebracht 
war, da er wieder einmal sagte, dass jegliche polizeiliche Maßnahme an 
dunkelhäutigen Menschen Rassismus sei.“ Dass diese Äußerungen von anderen 
Teilnehmern nicht wahrgenommen wurden, sei möglicherweise auf Müdigkeit, 
mangelnde Konzentration oder bewusstes Ignorieren zurückzuführen. Die Junge 
Alternative fordert von der Universität, Referenten künftig kritischer zu prüfen. 

Unter aufmerksamkeitsökonomischen Gesichtspunkten hat sich die 
Skandalisierung des Workshops für die Jung- AfDler bereits gelohnt. Batteigers 
Video und die dazugehörige Pressemitteilung machen in den sozialen Netzwerken 
bereits die Runde. Eine gute Werbung für die Hochschulgruppe der AfD, die in 
Frankfurt derzeit aufgebaut wird. Bei den nächsten Wahlen zum 
Studierendenparlament soll sie bereits antreten.
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„Intoleranz nicht akzeptieren“ 
Von JOHANNES VETTER 

Valentin Fuchs, der AStA-Vorsitzende der Goethe-Universität in Frankfurt, 
spricht im FR-Interview über die Grenzen des Zulässigen im universitären 
Diskurs. Herr Fuchs, unabhängig davon, was im Antirassismus-Workshop 
passiert ist, sollte ein Referent der Frankfurter Goethe-Uni „Scheiß-Bullen“ 
sagen dürfen? 
Das ist schwierig zu beantworten. Ich habe nicht mitbekommen, dass das an der 
Universität schon passiert ist. Aber ich halte eine Analyse von strukturellem 
Rassismus auch in der Polizei für wichtig. Eine solche Sprache wäre hierfür jedoch 
zu unpräzise. Wenn das ein Aufruf ist, ist es natürlich nicht empfehlenswert, das im 
Seminar zu sagen. 
Ganz konkret zum Fall des Antirassismus-Workshops an der Goethe-Uni. 
Wäre es richtig vom Präsidium der Uni, die Zusammenarbeit mit den beiden 
Referenten aufzukündigen, wenn denn die Vorwürfe zutreffen würden? 
Also, mein Informationsstand ist, dass ziviler Ungehorsam als politische Praxis 
diskutiert wurde sowie dazu aufgerufen wurde, bei Polizeirepression sensibel zu 
sein. Und das kann man natürlich an der Universität. 
Ist es zulässig, als Referent an der Goethe-Universität zu zivilem Ungehorsam 
aufzurufen? 
Ja, klar. Das sollte man dürfen. Man sollte sich in dieser gesellschaftlichen Lage 
darüber bewusst sein, dass ziviler Ungehorsam als solcher keine 
Ordnungswidrigkeit oder Straftat ist. 
Im vergangenen Monat konnten Vertreter der kurdischen Studierendengruppe 
YXK im Studierendenhaus auftreten. An der Frankfurter Fachhochschule hat 
sich das Präsidium entschieden, eine Veranstaltung mit der YXK abzusagen, 
auch weil die Organisation von mehreren 
Verfassungsschutzämtern beobachtet wird. Halten Sie die Entscheidung für 
falsch?r Homepage 
Ja, das halte ich für falsch. Ich glaube, dass das ein ziemlich starker Einschnitt ist 
in die Freiheit an einer Hochschule. Da handelte es sich ja um eine Filmvorführung 
mit anschließender Diskussion, eigentlich ein standartmäßiges Lehrformat. Wenn 
so etwas aufgrund von solchen Maßstäben abgesagt wird, zensiert wird, ist das 
natürlich ein ziemlich großes Problem. 
Würden Sie eine Veranstaltung der Gruppe im Studierendenhaus wieder 
zulassen? 



Ja, klar. Die YXK ist eine studentische Initiative hier an der Uni. Die machen viele 
unterschiedliche Veranstaltungen. Es ist völlig normal, dass alle studentischen 
Initiativen an der Uni, welche die Hausordnung und das universitäre Leitbild 
einhalten, die Möglichkeit bekommen, Podiumsdiskussionen zu veranstalten. 
Auf Facebook gibt es bereits eine Frankfurter Hochschulgruppe der AfD. 
Aufm der Seite gibt die Gruppe das Ziel aus, an der Wahl zum 
Studierendenparlament an der Goethe-Uni im kommenden Jahr teilnehmen zu 
wollen. Wie würde der AStA damit umgehen? 
Ich habe noch keine Information vom Wahlausschuss, dass die Gruppe antreten 
wird. Wenn aber so eine Gruppe antritt, muss man natürlich als Zivilgesellschaft 
und Studierendenschaft entsprechend reagieren, sich mit den Themen 
auseinandersetzen und politische Bildungsarbeit leisten. Wie das 
Studierendenparlament selbst damit umgehen würde, falls es dazu kommt, weiß 
ich nicht. Ich gehe davon aus, dass keine im Studierendenparlament vertretene 
Gruppe in irgendeiner Form in Kontakt zu denen treten oder zusammenarbeiten 
würde. 
Wie würden Sie mit einem Wahlkampf der Gruppe auf dem Campus 
umgehen? 
Ich glaube nicht, dass sie antreten. Aber wenn, dann dekonstruiert man den 
Wahlkampf inhaltlich. Wenn sie einen Wahlkampf machen, der sich rassistischer 
Stereotype bedient, muss man sich mit der Uni zusammensetzen und entscheiden, 
inwiefern das mit dem universitären Leitbild vereinbar ist, welches Rassismus an 
der Universität deutlich entgegensteht. 
Wo genau zieht man dann die Grenze des Zulässigen im universitären 
Diskurs? 
Das liberale Selbstverständnis der Uni hat einen Grundkonsens, der antirassistisch 
und antisexistisch ist und sich gegen Antisemitismus wendet. Gruppen, die sich an 
diese Spielregeln halten, sind an der Uni erwünscht und sollten Veranstaltungen 
machen können. Sobald das aber überschritten wird, sollte man im Sinne der 
Toleranz die Intoleranz nicht akzeptieren. Man muss sich allerdings auch immer 
ganz konkret mit dem Einzelfall beschäftigen, und sich anschauen, welche 
Referenten, Gruppen oder Parteien eine Plattform an der Uni haben wollen und 
welches Interesse dahinter steht. 
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Auszug aus dem Senatsprotokollentwurf vom 14. Dezember 2016  
 
über den Workshop „Rassistisch? – Ich doch nicht! Rassismuskritische Sensibilisierung im 
Hochschulkontext“ 
 
Herr Ortmeyer nimmt Bezug auf einen Artikel in der FAZ, in dem über den Workshop „Rassistisch? – Ich 
doch nicht! Rassismuskritische Sensibilisierung im Hochschulkontext“ und die damit zusammenhängenden 
rechtspopulistischen Äußerungen eines Teilnehmers berichtet wurde. Es sei der Eindruck entstanden, dass 
die Goethe-Universität sich von dem Referenten des Workshops, Tahir Della, distanziere und gleichzeitig 
über einen möglichen Zusammenhang zwischen Betroffenheit und Befangenheit des Referenten 
spekuliere. Herr Ortmeyer gibt zu Protokoll, dass er diese Auffassung nicht teile und bittet um (öffentliche) 
Stellungnahme.  
 
Frau Wolde stellt klar, dass sich die Goethe-Universität nicht von dem Referenten des Workshops, sondern 
von den rechtpopulistischen und falschen Äußerungen eines Teilnehmers, der, wie sich herausstellte, zu 
den Jungen Alternativen gehöre, distanziere. Die Zusammenarbeit mit dem Referenten sei nicht aufgrund 
dieses Vorfalls, sondern bereits im Vorfeld der Medienberichterstattung aus organisatorischen Gründen 
und nach einem Feedbackgespräch mit der Organisation glokal  e.V., von der der Referent kam, beendet 
worden.  
 
Aufgrund der thematischen Brisanz regt Herr Fuchs an, einen Leitfaden zu entwickeln, wie mit solchen ad 
hoc auftretenden Situationen umgegangen werden soll. Die Vorsitzende regt an, die Kritik des Senats an 
die in der Sitzung nicht vertretene Pressestelle mit der Bitte um Stellungnahme weiterzugeben und die 
Diskussion vorerst zu beenden.  
 
Herr Weth stellt einen Geschäftsordnungsantrag, die Rednerliste abzuarbeiten. Es gibt keine Gegenrede.  
 
Um den Jungen Alternativen nicht noch mehr Aufmerksamkeit entgegen zu bringen, schlägt Frau Wolde 
vor, keine Stellungnahme zum Einzelfall abzugeben, sondern über eine positive Berichterstattung zu 
Beginn des nächsten Jahres nachzudenken, in der die Goethe-Universität ihre Initiativen gegen 
Chancenungleichheit und Diskriminierung vorstellen könnte.  
 
Die SenatorInnen unterstützen das Anliegen von Herrn Ortmeyer und fordern die Hochschulleitung auf, 
eine Gegendarstellung zu veröffentlichen. Die Vorsitzende regt, den Vorschlag von Herrn Fuchs auf- 
greifend, an, im kommenden Jahr grundsätzlich zu diskutieren, wie das Leitbild der Goethe-Universität 
konstruktiv mit Leben gefüllt werden kann. 

 











 



 



 



 

 



 

 

 

 

 

 

 



„Wir feiern heute unser deutsches Vaterland.“ Video: Ehrung der Soldaten der deutschen 

Wehrmacht und der Reichwehr. 

Hetze gegen Dozenten  

 



 

 

 



 



 

 

"Sitting Bull würde AfD wählen!" 
Das zeigen auch weitere Beispiele aus dem Fundus. So wurde erst vor Kurzem auch der wohl 
berühmteste Indianer der Geschichte zwangsweise zur Werbefigur für die Rechtspopulisten. Die 
AfD Saalkreis postete eine Bildmontage mit dem Stammeshäuptling Sitting Bull und dem 
Schriftzug: "Gegen grenzenlose Zuwanderung! Sitting Bull würde AfD wählen!" Die wirre 
Erläuterung der AfD Saalkreis dazu: "Heute wohnen die Ureinwohner von Amerika, die Indianer, in 
Reservaten. Bei einer weiteren unkontrollierten Masseneinwanderung würde in Deutschland ein 
ähnliches Szenario eintreten!" 

 

http://www.stern.de/politik/deutschland/afd-wahlwerbung--so-kommt-es-zu-den-wahlplakat-

pannen-der-afd-7288776.html 

 

http://www.stern.de/politik/deutschland/afd-wahlwerbung--so-kommt-es-zu-den-wahlplakat-pannen-der-afd-7288776.html
http://www.stern.de/politik/deutschland/afd-wahlwerbung--so-kommt-es-zu-den-wahlplakat-pannen-der-afd-7288776.html

	1 PM JA (002)
	2 Frankfurter Rundschau 9
	3 FR 9-12 2016
	4 Rassismusseminar Stellungnahmen
	Denunziation Junge AFD.pdf
	Denunziationsaufruf AFD Facebook
	Denuntiationsaufruf AFD

	Denunziation Junge AFD.pdf
	Denunziationsaufruf AFD Facebook
	Denuntiationsaufruf AFD

	Sitting Bull würde AfD wählen.pdf
	"Sitting Bull würde AfD wählen!"


